
REISESICHERUNGSFONDS: 
AB NOVEMBER GELTEN ÄNDERUNGEN 
FÜR REISEVERANSTALTER

I   m Jahr 2019 hat der Konzern Tho-
mas Cook Insolvenz angemeldet. 
Der Sicherungsschein, den alle 

Pauschalreisenden erhalten und der bei 
Insolvenz des jeweiligen Reiseunter-
nehmers die Urlauber absichern soll, 
brachte damals nicht in jedem Fall Freu-
de. Denn die Haftungsgrenze der Kun-
dengeldabsicherer war auf insgesamt 
110 Millionen Euro gedeckelt. Diese 
Summe reichte bei weitem nicht, um die 
Ansprüche der Geschädigten zu de-
cken. Der Bund ist daher mit (bislang) 
rund 100 Millionen Euro für Entschädi-
gungen der Reisenden eingesprungen. 
Als Konsequenz wurde das Insolvenz-
recht im Pauschalreiserecht neu gere-
gelt. Nina Schaefer, stellvertretende Lei-
terin der Reiseversicherungsabteilung 
unserer Unternehmensgruppe, erklärt, 
was das für Reiseveranstalter bedeutet. 

Zum 1. Juni 2021 ist das Gesetz über 
die Insolvenzsicherung durch Reise-
sicherungsfonds und zur Änderung rei-
serechtlicher Vorschriften in Kraft getre-
ten. Für Reiseveranstalter bedeutet dies 
erhebliche Änderungen. Sie müssen die 
Insolvenzsicherung zum 1. November 
umstellen. Das kann mit höheren Kosten 
bei der Kundengeldabsicherung einher-
gehen. Betroffen sind unter anderem 
Reiseveranstalter aus den Bereichen 
Kirche oder der Sozialwirtschaft, wenn 
diese beispielsweise Jugend- oder Se-
niorenfreizeiten als Pauschalreisen (Rei-
seangebot mit Unterkunft und gleichzei-
tiger Beförderung) anbieten. 

Eine neue Gesetzeslage bringt andere Anforderungen für die 
Reiseabsicherung mit sich. Nina Schaefer erläutert die Details.

Änderungen für Reiseunternehmer 

Die Insolvenzsicherung bei Pauschal-
reisen soll künftig über einen sogenann-
ten Reisesicherungsfonds erfolgen, der 
sich überwiegend aus Entgelten der 
Reiseanbieter finanziert.1 Die Haftungs-
begrenzung auf 110 Millionen Euro pro 
Jahr wird entfallen. 

Nicht alle Reiseveranstalter müs-
sen sich über den Sicherungsfonds 
absichern 

Grundsätzlich besteht die Verpflich-
tung zur Absicherung über den Reise-
sicherungsfonds für

1. alle Veranstalter, die Pauschalreisen 
inklusive Beförderung und Vorabin-
kasso anbieten und

2. alle Anbieter, die verbundene Rei-
seleistungen mit Agenturinkasso ver-
mitteln.

Das Gesetz sieht aber eine sogenannte 
Opt-out-Funktion für Reiseveranstalter 
mit einem Umsatz bis zu drei Millionen 
Euro2 sowie für Anbieter mit einem 
Umsatz zwischen drei und zehn Millio-
nen Euro vor. Sie können die Kunden-
geldabsicherung wie bisher über eine 
Versicherung oder Bankbürgschaft 
sicherstellen. Für Reiseveranstalter mit 
einem Umsatz ab zehn Millionen Euro 
besteht hingegen eine Pflichtmitglied-
schaft im Fonds. 

Nach der Größe des Veranstalters rich-
tet sich auch die Höhe des abzusi-
chernden Umsatzes. Bei Unternehmen 
mit einem Erlös ab drei Millionen Euro 
aufwärts sind 100 Prozent des Umsat-
zes absicherungspflichtig. 

Der Umsatz ist dabei definiert als 
• der jährliche Umsatz ohne Umsatz-

steuer, der mit Pauschalreisen erzielt 
wird, bei denen Vorkasse besteht 
oder die die Rückbeförderung des 
Reisenden umfassen, sowie 

• der Umsatz, der mit der Vermittlung 
verbundener Reiseleistungen mit 
Agenturinkasso erwirtschaftet wird. 

Im Regelfall wird bei der Berechnung 
der Umsatz des zurückliegenden Ge-
schäftsjahres berücksichtigt. Bei außer-
gewöhnlichen Umständen, wie sie zum 
Beispiel während der COVID-19-Pan-
demie geherrscht haben, oder bei der 
Neugründung eines Reiseanbieters 
wird auf den prognostizierten Umsatz 
abgestellt werden. 

Während die Haftungsbegrenzung in 
Höhe von 110 Millionen Euro zukünftig 
also wegfällt, hat der Gesetzgeber je-
doch für die Kundengeldabsicherer – 
aber nicht für den Reisesicherungs-
fonds – die Möglichkeit geschaffen, 
deren Einstandspflicht auf eine Millionen 
Euro je Reiseanbieter zu beschränken. 
Dies gilt allerdings nur bei der Opt-Out-
Lösung für Reiseanbieter unter einem 
Umsatz von drei Millionen Euro.  
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Der neue Reisesicherungsfonds wird 
mit dem 1. November 2021 aktiv. Die 
Absicherung erfolgt aber nach 
Buchungsdatum. Das heißt, der Siche-
rungsschein wird durch den Absicherer 
ausgegeben, mit dem ein Reisean-
bieter zum Zeitpunkt der Buchung 
einen entsprechenden Vertrag 
geschlossen hat. Die Eintrittspflicht 
besteht bis zum erfolgreichen Ab-
schluss einer gebuchten Reise, also 
bis zur vollständigen Erbringung der 
vereinbarten Leistungen durch den 
Reiseanbieter basierend auf dem 
Reisedatum. Für alle Neubuchungen 
ab dem 1. November 2021 gilt die 
Insolvenzabsicherung über den Reise-
sicherungsfonds.

Mögliche Herausforderungen beim 
Haftungsübergang

Das neue Gesetz ermöglicht einen 
Haftungsübergang für schon bestehen-
de Reisebuchungen vom bisherigen 
Absicherer zum neuen Fonds. Er kann 
nur zwischen dem 1. November und 
dem 31. Dezember 2021 erfolgen. Für 
den Reiseanbieter ist er nach bisheri-
gen Erkenntnissen nicht mit Zusatzkos-
ten verbunden. Es können jedoch 
Herausforderungen im Rahmen beste-
hender und künftiger Sicherheiten in-
klusive Belastungen geltender Kredit-
linien entstehen. Denn üblicherweise 
sind beim bisherigen Kundengeldabsi-
cherer Sicherheiten hinterlegt, zum Bei-
spiel in Form von Bankbürgschaften. 
Mit Wechsel zum neuen Fonds sind 
aber auch dort entsprechende Sicher-
heiten zu hinterlegen. Einige Fragen 
sind in diesem Zusammenhang derzeit 
noch offen: 

• Gibt der bisherige Absicherer die Si-
cherheiten so frei, dass diese ab dem 
1. November 2021 für die Absiche-
rung durch den Fonds genutzt wer-
den können?

• Wie ist mit geleisteten Sicherheiten 
zu verfahren, wenn der bisherige Ab-
sicherer keinen Haftungsübergang in 
Anspruch nimmt?

• Wie wird mit Sicherheiten umgegan-
gen, wenn der Haftungsübergang 
nicht zum 1. November 2021, son-
dern zu einem späteren Zeitpunkt 
(spätestens bis zum 31.12.2021) er-
folgt?

Zukünftige Kosten der Absicherung

Künftig kommen auf jeden Reiseanbie-
ter Kosten für das Entgelt an den Rei-
sesicherungsfonds und für die vom 
Fonds geforderte Sicherheit des Rei-
seanbieters zu. Für das Entgelt sieht 
das neue Gesetz mindestens ein Pro-
zent aus dem Jahresumsatz eines Rei-
seanbieters vor. Derzeit steht noch 
nicht fest, ob die Gebühren jährlich, 
monatlich oder zu anderen Terminen 
zu zahlen sind. Gleiches gilt für die An-
passung der Entgelte zwischen Umsat-
zerwartung und tatsächlichem Umsatz 
eines Reiseanbieters.

Für die vom Reisesicherungsfonds ge-
forderten Sicherheiten ist im Gesetz zu-
nächst eine Höhe von mindestens fünf 
Prozent des Jahresumsatzes vorgese-
hen. Eine Erhöhung der Sicherheit vor 
dem 1. November 2022 sowie über sie-
ben Prozent des Umsatzes hinaus ist 
ausgeschlossen. Als Sicherheiten für 
den Fonds kommen zum Beispiel eine 
Kautionsversicherung bei einem Versi-
cherungsunternehmen, das im Inland 
zum Betrieb der Kautionsversicherung 
befugt ist, oder eine Bankbürgschaft 
infrage. 

Konsequenzen für die Preisfestset-
zung und die Weiterbelastung an 
Endkunden

Reiseanbieter sind berechtigt, die Kos-
ten für die gesetzliche Kundengeld-
absicherung bei Pauschalreisen in den 
Reisepreis zu inkludieren. Ein separater 
Aufschlag ist hingegen nicht zulässig. 

Für Reisen, deren Buchung noch unter 
dem bisherigen Insolvenzrecht erfolg-
te,  deren Abreisetermin jedoch unter 
das neue Insolvenzrecht fällt, ist keine 
nachträgliche Preisanpassung vorzu-
nehmen. 

Fazit

Jeder Reiseanbieter muss sich bis zum 
1. November 2021 um seine zukünftige 
Kundengeldabsicherung – sei es über 
den Reisesicherungsfonds oder eine 
Alternativlösung bei Opt-out-Möglich-
keit – gekümmert haben. Welche 
Option die wirtschaftlich und organisa-
torisch gesehen bessere ist, kann letzt-
endlich erst dann beurteilt werden, 
wenn die jetzigen Kautionsversicherer 
und Kundengeldabsicherer ihre künf-
tigen Angebote zu Alternativlösungen 
vorstellen. Einige Versicherer haben 
diese bereits in Aussicht gestellt. Die 
von uns betreuten Kunden werden 
rechtzeitig über neue Angebote infor-
miert. Sollten Sie bereits vorab Bera-
tungsbedarf haben, sprechen Sie un-
seren Reise-Service jederzeit gerne an: 
+49 5231 603-6487. 

Nina Schaefer
nina.schaefer@union-paritaet.de

1  Bei Redaktionsschluss war noch nicht 
bekannt, welches Unternehmen den 
Reisesicherungsfonds zukünftig 
betreiben wird.

2  In diesem Fall gibt es eine Besonderheit 
hinsichtlich der Absicherung, auf die im 
übernächsten Absatz gesondert 
eingegangen wird.

Tabellarische Zusammenfassung der finanziellen Auswirkungen des Reisesiche-
rungsfonds

Umsatz-
Reiseanbieter

Opt-out
Sicherheit
Fonds

Kosten an den Fonds 
insgesamt

Bis 3 Mio. Euro ja
5 % bis 7 % des 
Umsatzes (max. 

1 Mio. Euro)

Ca. 1 % bis 3 % der 
Sicherungssumme zzgl. 

1 % des laufendes Entgeltes

Bis 10 Mio. Euro ja
100 % des 
Umsatzes

Ca. 1 % bis 3 % der 
Sicherungssumme zzgl. 

1 % des laufendes Entgeltes

Ab 10 Mio. Euro nein
100 % des 
Umsatzes

Ca. 1 % bis 3 % der 
Sicherungssumme zzgl. 

1 % des laufendes Entgeltes
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